
     

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kleve 

  
Bereitstellungstag: 22.03.2020 
 
Allgemeinverfügung Corona/Nr. 10 der Stadt Kleve vom 22.03.2020 zur Sicherstellung 
der medizinischen und pflegerischen Versorgung im Rahmen der Bekämpfung von 
übertragbaren Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) 
 
 
Gemäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämp-
fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) wird zur 
Verhütung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allgemein-
verfügung angeordnet:  
 
1. Ab sofort zunächst bis einschließlich zum 19.04.2020 sind von den mit den Allgemein-

verfügungen Corona/Nr. 3 der Stadt Kleve vom 17.03.2020 sowie Corona/Nr. 8 der 
Stadt Kleve vom 18.03.2020 zur Festlegung von Betretungsverboten für Reiserückkeh-
rer aus Risikogebieten aufgrund SARSCoV-2 zur Bekämpfung von übertragbaren 
Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankhei-
ten beim Menschen (IfSG) angeordneten Betretungsverboten für  
 

- Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtun-
gen, Tageskliniken 

- stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohn-
formen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen 
 

Personen ausgenommen, die für die medizinische oder pflegerische Versorgung oder 
die Aufrechterhaltung des Betriebes zwingend erforderlich sind. 

 
Die Entscheidung obliegt der jeweiligen Einrichtungsleitung und soll entsprechend do-
kumentiert werden. Die jeweils aktuell geltenden RKI-Richtlinien sind zu beachten. 

 
Im Übrigen gelten die mit den Allgemeinverfügungen Corona/Nr. 3 der Stadt Kleve vom 
17.03.2020 sowie Corona/Nr. 8 der Stadt Kleve vom 18.03.2020 zur Festlegung von Be-
tretungsverboten für Reiserückkehrer aus Risikogebieten aufgrund SARSCoV-2 zur Be-
kämpfung von übertragbaren Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Be-
kämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG) angeordneten Betretungs-
verbote uneingeschränkt fort. 

 
2. Gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG hat eine Anfechtungsklage 

gegen die vorgenannten Maßnahmen keine aufschiebende Wirkung. Dies bedeutet, 
dass Sie die Anordnungen unter der Ziffer 1 auch dann befolgen oder dulden müssen, 
wenn Sie gegen diese Allgemeinverfügung klagen.  

 
3. Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes für das Land NRW (VwVfG NRW) öffentlich bekannt gemacht und gilt am auf 
die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. Die Anordnungen unter Zif-
fer 1 treten mit dem auf die Bekanntgabe folgenden Tag ab sofort in Kraft. 
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4. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnungen wird hingewiesen 
(§ 75 Absatz 1 Nr. 1, Absatz 3 IfSG). 

 
Begründung: 
 
Zu 1.: 
Mit den Allgemeinverfügungen Corona/Nr. 3 der Stadt Kleve vom 17.03.2020 sowie 
Corona/Nr. 8 der Stadt Kleve vom 18.03.2020 zur Festlegung von Betretungsverboten für 
Reiserückkehrer aus Risikogebieten aufgrund SARSCoV-2 zur Bekämpfung von übertrag-
baren Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrank-
heiten beim Menschen (IfSG) wurden umfangreiche Betretungsverbote für infektionssensib-
le Einrichtungen angeordnet, um die Sicherheit der Patientinnen und Patienten sowie Nut-
zerinnen und Nutzer bestmöglich zu gewährleisten und das aktuelle Infektionsgeschehen 
insgesamt durch möglichst umfassende kontaktreduzierende Maßnahmen zu verlangsa-
men. Die jetzt getroffene Ausnahmeregelung zu den Betretungsverboten ist zur Aufrechter-
haltung der zwingend notwendigen Behandlungs- und Betreuungskapazitäten in den aufge-
führten Bereichen erforderlich. Mit der Maßgabe, dass die jeweils aktuell geltenden RKI-
Richtlinien berücksichtigt werden und damit ein Infektionsrisiko so weit wie möglich redu-
ziert wird, überwiegt das Interesse an dieser Aufrechterhaltung der Behandlung und Be-
treuung das Interesse an einer Kontaktreduzierung. 
 
Die Entscheidung über die Unverzichtbarkeit der betroffenen Personen für die Aufrechter-
haltung des Betriebes im Einzelfall kann nur die Einrichtungsleitung unter Berücksichtigung 
aller Umstände vor Ort entscheiden. Dabei ist die besondere Vulnerabilität der in den Ein-
richtungen betreuten Menschen zu berücksichtigen.  
 
Zur Nachvollziehbarkeit der Ausnahme vom Betretungsverbot sollen die Entscheidungen 
dokumentiert werden (Name der betreffenden Personen, Entscheidungsperson, kurze Be-
gründung) wobei an die Dokumentation keine besonderen Anforderungen zu stellen sind. 
 
Die Betretungsverbote für alle anderen Personen bleiben unverändert bestehen. 
 
Die Anordnung ist daher insgesamt geeignet, erforderlich und angemessen. 
 
Die Stadt Kleve ist als zuständige örtliche Ordnungsbehörde nach §§ 28 IfSG i.V.m. § 3 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-
IfSG) gem. dem Erlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW vom 
20.03.2020 angewiesen, diese Allgemeinverfügung mit der darin enthaltenen Anordnung zu 
erlassen.  
Meine örtliche Zuständigkeit als Ordnungsbehörde ergibt sich aus § 4 Absatz 1 Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG). 
 
Zu 2.: 
Die aufschiebende Wirkung eines etwaigen Rechtsbehelfs entfällt aufgrund gesetzlicher 
Regelung. Hätte ein eventueller Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung, hätte dies die Folge, 
dass diese Allgemeinverfügung bis zu deren Bestandskraft nicht vollzogen werden könnte. 
Die Allgemeinverfügung ist somit kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 i. V. 
m. § 16 Absatz 8 IfSG. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung.  
  
Zu 4.:  
Ferner wird nach § 75 Absatz 1 Nr. 1 IfSG mit einer Freiheitsstrafe von bis zu 2 Jahren oder 
Geldstrafe bestraft, wer einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 Absatz 1 S. 2 IfSG, § 30 
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Absatz 1 IfSG oder § 31 IfSG, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 32 
S. 1 IfSG, zuwiderhandelt 
 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Ver-
waltungsgericht Düsseldorf erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben werden. Für die Erhebung der Klage stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  
  
1. Schriftlich oder zur Niederschrift:  
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Verwaltungsgerichts erhoben werden. Die Anschrift lautet: Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf. Der Klage sollen dieser Bescheid im Original o-
der in Kopie und so viele Abschriften der Klage mit Ihren Anlagen beigefügt werden, dass 
alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.   
  
2. Auf elektronischem Weg:  
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson-
dere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) 
vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).  
  
Hinweise:   

-  Weitere Informationen zur Klageerhebung auf elektronischem Weg erhalten Sie auf 
der Internetseite www.justiz.de.  

  
- Zur Vermeidung unnötiger Kosten wird empfohlen, sich vor Erhebung einer Klage 

zunächst mit mir in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so etwaige Un-
stimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage sicher behoben werden. Die Klagefrist 
von einem Monat wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch je-
doch nicht verlängert.  

  
Gemäß § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), in der zurzeit, geltenden 
Fassung kann das Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstrasse 39, 40213 Düsseldorf, in 
den Fällen des § 80 Absatz 2 Ziffer 3 VwGO auf Ihren Antrag die aufschiebende Wirkung 
eines etwaigen Rechtsbehelfs ganz oder teilweise anordnen.  
 
 
Kleve, 22.03.2020 Die Bürgermeisterin 
  Northing  


